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Problemstellung und Lösungs-
konzeption

Die Ergebnisse der amtlichen Unterneh-
mensstatistik in Deutschland sind unter
bestimmten wichtigen Informationsan-
sprüchen systematisch verzerrt. Insbe-
sondere werden drei Sachverhalte, die die
wirtschaftliche Realität im Hinblick auf die
Größenstrukturen der Unternehmen und
damit die Konzentration in der Wirtschaft
bestimmen, nicht adäquat erfasst:

– Diversifizierung der Unternehmen in
verschiedene Wirtschaftsbereiche,

– internationale Verflechtung der Unter-
nehmen und Märkte,

– strukturelle Divergenz von rechtlichen
und wirtschaftlichen Einheiten in Ge-
stalt von komplexen Unternehmen und
der Verflechtung von Unternehmen zu
Gruppen.

Diese Besonderheiten nicht nur der deut-
schen amtlichen Statistik entsprechen ei-
nem traditionellen Konzept, das unter den
genannten Gesichtspunkten der Kom-
plexität und Dynamik der wirtschaftlichen

Wirklichkeit sowie den inzwischen beste-
henden methodischen, technischen und
empirischen Möglichkeiten nicht länger
gerecht wird.

In Politik und Verwaltung, Wirtschaft und
Wissenschaft, Verbänden und Fachöf-
fentlichkeit (Bundesregierung 2001) wird
insbesondere die Vernachlässigung von
Unternehmensverbindungen2 beklagt.
Dies resultiert daraus, dass die Statisti-
schen Ämter sich bei der Aufbereitung der
amtlichen Erhebungen für Unternehmen
und Betriebe auf die jeweils kleinsten

amtlichen Wirtschaftsstatistik1

Methodische, empirische und technische Probleme und deren Lösung

Rainer Feuerstack*

Unternehmensgruppen in der deutschen 

Die Monopolkommission hat seit längerem eingehend begründete Vorschläge erarbeitet, um

Unternehmensgruppen und komplexe Unternehmen bei der Aufbereitung der amtlichen Un-

ternehmensstatistik zu berücksichtigen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-

logie hat das ifo Institut beauftragt, hierfür die rechtlichen, empirischen und technischen

Rahmenbedingungen zu prüfen. Die Machbarkeitsstudie wurde Anfang 2000 abgeschlossen

und wird demnächst veröffentlicht. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass die Vorschläge der

Monopolkommission von großer wettbewerbspolitischer Bedeutung und vordringlich zu ver-

wirklichen sind (vgl. ifo Schnelldienst 16-17/2000). Als Ergebnis der hierdurch ausgelösten

kontroversen Diskussion hat der Deutsche Bundestag zum 1. Januar 2001 eine Novellierung

von § 47 GWB beschlossen. Darin wird das Statistische Bundesamt verpflichtet, in Zusam-

menarbeit mit der Monopolkommission Unternehmensgruppen bei der konzentrationsstatis-

tischen Aufbereitung der amtlichen Ergebnisse zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist bei-

den Institutionen aufgegeben, den Bundestagsausschüssen für Finanzen sowie für Wirtschaft

und Technologie hierzu einen gemeinsamen Bericht vorzulegen. Von der Bundesregierung

wird dieses Vorgehen nachdrücklich begrüßt und unterstützt.

Die Monopolkommission und das Statistische Bundesamt arbeiten inzwischen gemeinsam

daran, Angaben für Unternehmensgruppen nachweisen zu können. Die folgende Sicht der Mo-

nopolkommission zur Problemstellung (Abschnitt I), zur Zusammenarbeit (Abschnitt II) und

den Implikationen für die amtliche Statistik (Abschnitt III) wird vom statistischen Bundesamt

akzeptiert, auch wenn aufgrund der unterschiedlichen Aufgabenstellung beider Institutio-

nen einzelne Aspekte anders akzentuiert werden.

* Dr. Rainer Feuerstack ist im wissenschaftlichen Stab
der Monopolkommission

1 Der vorliegende Bericht enthält eine zusammen-
fassende Darstellung der Auffassung der Mono-
polkommission, die sie in verschiedenen Veröffent-
lichungen und zuletzt in ihrem letzten Hauptgut-
achten formuliert hat (Monopolkommission 2000,
Hauptband, Einleitung, Pkt. 8, Kapitel I und Anla-
genband, Kap. A.3; zugleich Bundestags–Druck-
sache 14/4002 und 14/4003 vom 16. August 2001)
und entspricht der aktualisierten Fassung eines Vor-
trags im ifo Institut am 23. Januar 2001.

2 Im deutschen Sprachgebrauch umfasst  »Unter-
nehmensverbindung« als Oberbegriff »Konzerne«
und sonstige Verbindung in Gestalt von »Gruppen
». Im europäischen Sprachgebrauch bildet die »Un-
ternehmensgruppe« (Enterprise Group) den Ober-
begriff, der den Konzern (Combination) einschließt.



rechtlichen Einheiten beschränken, ohne die
zwischen ihnen bestehenden Unterneh-
mensverbindungen in Gestalt von Konzer-
nen, Kooperationen, Ketten, Verbundgrup-
pen etc. zu berücksichtigen. Auf diese
Weise kann kein realistisches Abbild der tat-
sächlichen ökonomisch relevanten Grö-
ßenstrukturen der Wirtschaft gewonnen
werden. Der gesetzliche Auftrag der Mono-
polkommission zur Konzentrationsberich-
terstattung wird dadurch in seinem Kern in
Frage gestellt.3

Statistische Konsequenzen

Die fehlende Berücksichtigung von Unter-
nehmensverbindungen in Gestalt von kom-
plexen Unternehmen und Unternehmens-
gruppen hat statistisch-empirisch vor allem
folgende Konsequenzen:

– Unternehmensgrößenstrukturen: Wer-
den nicht die übergeordneten wirt-
schaftlichen Entscheidungseinheiten in
Gestalt von Unternehmensgruppen und
komplexen Unternehmen, sondern le-
diglich ihre rechtlich selbständigen Teile
erfasst, werden die Größenverteilung
und die Marktanteilsstrukturen insoweit
verzerrt. Der absolute Konzentrations-
grad wird systematisch unterschätzt. Der
Effekt ist im Produzierenden Gewerbe
und im Handel erheblich. Dies betrifft ins-
besondere den Lebensmittelhandel, in
dem viele große Filialsysteme ihre
Niederlassungen als wirtschaftlich un-
selbständige, aber rechtlich selbständi-
ge Einheiten betreiben. So beträgt in
Deutschland der Marktanteil der größ-
ten zehn Anbieter im Lebensmittelhan-
del ohne Berücksichtigung der Grup-
penbildung rund 25%, während der tat-
sächliche Anteil mit Gruppenbildung
über 80% erreicht (vgl. Abb.).

– Relation der Sektoren: Die Existenz von komplexen Unter-
nehmen und Unternehmensgruppen beeinflusst das Ver-
fahren und damit die Ergebnisse statistischer Erhebun-
gen: Werden rechtlich selbständige, wirtschaftlich aber
unselbständige Unternehmensteile in der gleichen Weise
wie wirtschaftlich selbständige Unternehmen erfasst, wird
ihnen statistisch ein eigener Schwerpunkt in einem Wirt-
schaftszweig zugeordnet. Dieser muss aber nicht der

Haupttätigkeit des zugehörigen Unternehmens entspre-
chen. Dadurch wird die Relation der Wirtschaftsbereiche
zueinander verschoben – möglicherweise verstärkt durch
Doppelerhebungen. Wird z.B. von einem Produktions-
unternehmen eine Besitzgesellschaft abgespalten, so wer-
den deren Investitionen dem Dienstleistungsbereich zu-
geordnet oder die Umsätze einer abgespaltenen Ver-
triebsgesellschaft dem Handel. Zum wirtschaftlichen
Schwerpunkt von Unternehmensgruppen gilt Entspre-
chendes.
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3 Vgl. § 44 Abs. 1 Satz GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen – Act Against Restraints of Competition).

Unternehmensgruppen1 238,584 Mrd. DM Umsätze von 119 Unternehmensgruppen and
unabhängigen Handelsunternehmen mit einem Vollsortiment an Le-
bensmitteln (einschl. Randsortiment) und direktem Warenbezug
vom Hersteller (ohne Innenumsätze, mit  Mehrwertsteuer).

Unternehmen2 212,449 Mrd. DM Gesamtumsätze von 28.485 einzelnen Unter-
(institutionell) nehmen im Sinne der jeweils kleinsten rechtlich selbständigen Ein-

heiten mit Schwerpunkt im Wirtschaftsbereich WZ 52.11 »Einzel-
handel mit Waren verschiedener Art, Hauptrichtung Nahrungsmit-
tel, Getränke und Tabakwaren« (ohne Mehrwertsteuer).

Anbieter2 208,543 Mrd. Umsätze von 101.987 einzelnen Anbietern im Wa-
(funktional) renhauptbereich »Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken, Ta-

bakwaren« von Unternehmen, unabhängig von ihrem wirtschaftli-
chen Schwerpunkt (ohne Mehrwertsteuer).

Anmerkungen:

1 Private Wirtschaftsdatenbanken: M+M Gesellschaft für Unternehmensberatung und Infor-
mationssysteme mbH, Frankfurt am Main, TOP Firmen 1999. Strukturen, Umsätze, Ver-
triebslinien des Lebensmittelhandels Food/Nonfood in Deutschland, Frankfurt am Main 1998,
S. IV. 20-26.

2 Amtliche Statistik: Statistisches Bundesamt, Gruppe V.A, Sonderaufbereitung für die Mono-
polkommission vom 26. Mai 2000; dass., Fachserie 6: Handel, Gastgewerbe, Tourismus; Rei-
he 3.2: Beschäftigung, Umsatz, Wareneingang, Lagerbestand und Investitionen im Einzel-
handel. Infolge einzelner systematischer Unterschiede sind die Ergebnisse der Sonderaufbe-
reitung mit denen der Fachserie nicht in allen Fällen vollkommen identisch.

Die Einzelangaben für Unternehmen (institutionelle Abgrenzung) und Anbieter (funktionale Ab-
grenzung) im Sinne der amtlichen Statistik können aufgrund der dort ausgewiesenen Konzen-
trationsraten nur in relativ engen Grenzen näherungsweise interpoliert werden. Infolge der stati-
stischen Geheimhaltung sind zu diesen Angaben keine konkreten Firmennamen zugänglich.

Aufgrund der unterschiedlichen konzeptionellen Ansätze sind nicht nur die Anzahl der Markt-
teilnehmer und deren Marktanteile, sondern auch das jeweilige Marktvolumen unterschiedlich.

Rangfolge und Marktanteile der zehn größten Unternehmensgruppen,
Anbieter und Unternehmen im Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Geträn-
ken und Tabakwaren nach privaten Wirtschaftsdatenbanken1 und der amt-
lichen Statisik2
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– Globalisierung: Der Sitz und die Aktivitäten vieler Unter-
nehmensgruppen sind nicht auf nationale Wirtschafts-
räume beschränkt. Ein immer größer werdender Teil der
Transaktionen für Waren- und Dienstleistungen wird zwi-
schen transnational verbundenen Unternehmen abge-
wickelt. Die Europäische Union und verschiedene Mit-
gliedstaaten haben bereits im Frühjahr 1995 die Initiati-
ve ergriffen, Merkmale zu Handelsströmen innerhalb von
transnationalen Unternehmensgruppen in die Außen-
handelsstatistik zu integrieren (Walter und Koufen 2000).

– Staatsanteil: Unternehmensgruppen schließen über den
Bereich der privaten Wirtschaft hinaus auch öffentliche
Fonds, Einrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen
(FEU) ein. Die unmittelbaren und mittelbaren Beteiligun-
gen des Staates und seiner Sondervermögen sind durch
stark verflochtene und sich häufig ändernde Beteili-
gungsstrukturen charakterisiert. Nach den 1992 novel-
lierten gesetzlichen Vorschriften sind die öffentlichen Fi-
nanzen auch in Bezug auf die ausgegliederten und zum
Teil in privatrechtlichen Rechtsformen umgewandelten
Teile des öffentlichen Vermögens möglichst vollständig
statistisch zu erfassen. Maßgeblich ist ein Kontroll- und
damit Gruppenbegriff rechtlich selbständiger Einrichtun-
gen, der durch einen unmittelbaren oder mittelbaren An-
teil der öffentlichen Hand am Nennkapital oder Stimm-
recht von mehr als 50% definiert ist (Braun 1997).

– Mittelstand: Ohne die Berücksichtigung von Unterneh-
mensverbindungen bestehen keine belastbaren empiri-
schen Anhaltspunkte, den Anteil konzern- und gruppen-
unabhängiger Unternehmen zu bestimmen. Dieses Kri-
terium ist aber ein wesentlicher Element für eine qualita-
tive Definition des Mittelstandes, dessen gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung durch quantitative Kriterien allein
nicht adäquat erfasst wird (Wolter und Hauser 2001).

– Bewertung: Die isolierte Erfassung der Teileinheiten, die
ein komplexes Unternehmen oder eine Unternehmens-
gruppe bilden, kann zu einer unvollständigen oder un-
richtigen Bewertung der zwischen ihnen bestehenden
monetären Ströme führen: Dies ist der Fall, wenn Außen-
umsätze nicht von Innenumsätzen getrennt werden und
deren Bewertung nicht zu Markt-, sondern zu Verrech-
nungspreise erfolgt. Da die Größe der wirtschaftlichen
Einheiten in erster Linie am Umsatz gemessen wird, hängt
auch die Erfassung der Größenstrukturen und damit der
wirtschaftlichen Konzentration unmittelbar von den ver-
wendeten Wertansätzen ab. 

– Kennziffern: Die sachlich-adäquate Berechnung ökono-
mischer Kennziffern ist ohne Berücksichtigung von Unter-
nehmensverbindungen nicht möglich. Wird z.B. eine Be-
sitzgesellschaft von einem Produktionsunternehmen
rechtlich abgespalten, können der Kapitalstock und die

Investitionen nicht kohärent erfasst und die Kapitalinten-
sität berechnet werden. Entsprechendes gilt für die Be-
rechnung der Arbeitsproduktivität, wenn die Beschäftig-
ten eines Unternehmen in einer rechtlich selbständigen
Beschäftigtengesellschaft zusammengefasst werden,
oder für die Ermittlung von Kostenstrukturen.

Adressaten der amtlichen statistischen Auskunftspflicht sind
grundsätzlich rechtliche Einheiten, die in vielen Fällen mit Unter-
nehmen im ökonomischen Sinne identisch sind. Unter wirt-
schafts- und wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten ist je-
doch weniger von Bedeutung, wie die statistischen Einheiten
der Wirtschaft bei der Erhebung der Daten, als vielmehr bei
der hieran anschließenden Aufbereitung der Ergebnisse ab-
gegrenzt werden. Hierbei ist der zwischen den rechtlichen Ein-
heiten, Unternehmen oder Unternehmensgruppen bestehen-
de systematische Zusammenhang rechtlicher und finanzieller
Beziehungen sachlich adäquat zu berücksichtigen, um die re-
levanten wirtschaftlichen Einheiten realitätsnah und aussage-
kräftig abzubilden.

Beteiligungsnetzwerk deutscher Unternehmen

Die Monopolkommission hat die empirische Bedeutung der
Gruppenbildung im Rahmen des Beteiligungsnetzwerks der
Unternehmen mit Sitz in Deutschland exemplarisch für das
Berichtsjahr 1997 untersucht. Als Kriterien der vertikalen Ver-
netzung gelten Beteiligungsketten zwischen Anteilseignern
und Unternehmen über mehrere Stufen und bei horizonta-
ler Vernetzung direkte Beteiligungen eines Eigners an meh-
reren Unternehmen:4

Die Monopolkommission geht methodisch von den euro-
päischen Begriffen der Unternehmensgruppe (Enterprise
Group – EG), des Gruppenoberhaupts (Group Head – GH)5

sowie der unternehmerischen Kontrolle (control)6 aus, wie
sie auch in der deutschen Gesetzgebung7 ihren Niederschlag
gefunden hat (Monopolkommission 2000). Das über meh-

4 Auswertungen nach Berechnungen von J. Kammerath nach Hoppen-
stedt (1998).

5 Annex, Section III lit. C, Council Regulation (EEC) No 696/93 of 15 March
1993 on the statistical units for the observation and analysis of the pro-
duction system in the Community, (Official Journal L 76, 30/03/1993 p.
1–11) – Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. März 1993 be-
treffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der
Wirtschaft in der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 76 vom 30. März 1993, S.
1), zuletzt geändert durch Abschnitt XV Nr. 2 des Anhangs zu Art. 29 der
Beitrittsakte vom 24. Juni 1994 (ABl. EG Nr. C 241 S. 21, 281), die durch
Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 1. Januar 1995
(95/1/EG, Euratom, EKGS) (ABl. EG Nr. L 1, S. 1) geändert wurde.

6 Annex II no 1 lit h Council Regulation (EEC) No 2186/93 of 22 July 1993
on Community coordination in drawing up business registers for statisti-
cal purposes (Official Journal L 196, 05/08/1993 p. 1–5) – Verordnung
(EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 über die innergemein-
schaftliche Koordinierung des Aufbaus von Unternehmensregistern für sta-
tistische Verwendungszwecke (ABl. EG Nr. L 196 vom 5. August 1993, S.
1).

7 § 8 Abs. 2 Nr. 12 Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr.
2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 über die innergemeinschaftliche
Koordinierung des Aufbaus von Unternehmensregistern für statistische Ver-
wendungszwecke vom 16. Juni 1993 (BGBL. I S. 1300, 2903).
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rere Stufen und verschiedene Ketten des Beteiligungsnetz-
werks ermittelte Gruppenoberhaupt – das im Grenzfall auch
eine natürliche Person sein kann – wird als  »ultimativer (kon-
trollierender) Eigner« bezeichnet und definitorisch streng von
dem sog.  »ultimative benefit owner« (UBO) unterschieden.8

Dieser methodische Ansatz führte zu folgenden Ergebnissen:

– Zu rund 30 000 der größten deutschen Unternehmen in
allen Rechtsformen sowie über 450 Konzernen liegen de-
taillierte und gesicherte Angaben über Verflechtungstat-
bestände vor. Die Unternehmen repräsentieren gemes-
sen am Umsatz schätzungsweise über 70% der Ge-
samtwirtschaft (ohne Kredit- und Versicherungsunter-
nehmen, Abschn. J Nace Rev. 1).

– Ca. 68% der rund 30 000 Unternehmen sind reine Toch-
tergesellschaften, die selbst über keinen Anteilsbesitz
an anderen Unternehmen verfügen, während die Übri-
gen als reine Muttergesellschaften oder »Intermediates«
an anderen Unternehmen beteiligt sind.

– Ca. 77% der Unternehmen werden von einem direkten
Eigner mit einer Beteiligungsquote von über 50% mehr-
heitlich kontrolliert. Davon besitzen 55% der Unterneh-
men einen einzigen Anteilseigner, d.h. werden über eine
Anteilsquote von 100% vollständig kontrolliert. 7% der
Unternehmen besitzen einen oder zwei Anteilseigner mit
einer Quote von genau 50%.

– Ca. 85% der Unternehmen werden von einem ultimati-
ven Eigner direkt oder indirekt über eine oder mehrere
Beteiligungsstufen oder -ketten kontrolliert. Dies ergibt
sich, wenn man das sich vielfach über mehrere Stufen
und Ketten erstreckende Beteiligungsnetzwerk zwischen
den Unternehmen vollständig einbezieht. Weniger als 1%
der Unternehmen werden kumulativ über mehrere Be-
teiligungsketten kontrolliert. 

Diese Ergebnisse erlauben folgende Schlussfolgerungen:

– Das Beteiligungsnetzwerk der größten deutschen Unter-
nehmen ist bereits mit einer Anzahl von rund 30 000
Unternehmen darstellbar.

– Rund 85% der Unternehmen können einer Unterneh-
mensgruppe zugeordnet werden.

– Mit einer Anteilsquote von 50% und mehr auf jeder Stufe
lassen sich kontrollierende Beziehungen zwischen Unter-
nehmen nahezu vollständig über eine einzelne Beteili-

gungskette erfassen, die bis hin zum ultimativen Eigner
über direkte und indirekte Beteiligungsverhältnisse führt.

– Für kontrollierende Beziehungen, die auf Minderheitsbe-
teiligungen oder qualitativen Kriterien beruhen und nicht
immer sicher identifizierbar sind, verbleibt nur ein relativ
geringer Spielraum.

Durch die Ergebnisse wird exemplarisch und empirisch be-
lastbar belegt:

– Außerhalb der amtlichen Statistik bestehende Daten-
quellen enthalten repräsentative Angaben zum Beteili-
gungsnetzwerk der größten Unternehmen.

– Die überwiegende Anzahl der verbundenen deutschen
Unternehmen wird durch einen Anteilseigner kontrolliert.

– Eine Kontrollbeziehung kann über das quantitativ ein-
deutig definierbare Kriterium der Anteilsquote erfasst wer-
den.

Danach besteht die Möglichkeit, den Realitätsbezug und
den Informationsgehalt der amtlichen Unternehmensstatis-
tik durch die Berücksichtigung von kontrollierten Unterneh-
mensverbindungen mit Hilfe von Angaben aus externen Da-
tenquellen erheblich zu steigern9

Europäische Lösung

Der Rat der Europäischen Union hat die Bedeutung kom-
plexer Unternehmen und Unternehmensgruppen als Infor-
mationsgrundlage der europäischen Wirtschafts- und Wett-
bewerbspolitik in einem funktionsfähigen Gemeinsamen
Binnenmarkt frühzeitig erkannt. Den zwei 1993 erlassenen,
weitreichenden statistikrechtlichen Verordnungen zum Be-
griff des Unternehmens und der Unternehmensgruppe10 so-
wie deren Erfassung in harmonisierten Unternehmensre-
gistern11 liegen insbesondere die folgenden Erwägungs-
gründen des Europäischen Rates zugrunde:

– »Es besteht ein wachsender Bedarf an Informationen über
die Struktur der Unternehmen, der beim gegenwärtigen
Stand der Gemeinschaftsstatistik nicht gedeckt werden
kann« (Council Regulation (EEC) No 2186/93, conside-
ration no 3).

– »Für statistische Verwendungszwecke verwendbare
Unternehmensregister sind ein unentbehrliches Instru-
ment zur Beobachtung struktureller Veränderungen der
Wirtschaft, die auf Maßnahmen wie Vereinigung, Teilha-
berschaft, Aufkauf, Fusion oder Übernahme zurückzu-
führen sind« (Council Regulation (EEC) No 2186/93, con-
sideration no 4).

– »Statistische Informationen über die Wirtschaft sind für die
Unternehmen zur Beurteilung ihrer Wettbewerbsfähig-
keit notwendig und dienen den Gemeinschaftsorganen
zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen« (Coun-
cil Regulation (EEC) No 696/93, consideration no 2).

8 Das Unterscheidungskriterium liegt darin, ob ein indirekter Kapitaleigner,
dessen durchgerechnete Kapitalanteile sich rechnerisch zu einer Mehr-
heit am Eigenkapital eines Unternehmens kumulieren, damit auch die un-
ternehmerische Kontrolle ausüben kann. Dies ist nicht der Fall, wenn der
Anteilsbesitz über mehrere, nicht mehrheitlich kontrollierte Unternehmen
gehalten wird.

9 Mit dem gleichen Ergebnis: ifo Institut für Wirtschaftsforschung (2000).
10 Council Regulation (EEC) No 696/93 of 15 March 1993 on the statistical

units for the observation and analysis of the production system in the Com-
munity, (Official Journal L 76, 30/03/1993 p. 1–11).

11 Council Regulation (EEC) No 2186/93 of 22 July 1993 on Community
coordination in drawing up business registers for statistical purposes
(Official Journal L 196, 05/08/1993 p. 1–5).



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  15/2001 –  54.  Jahrgang

10

Das Konzept der Europäischen Union zu den Erhebungs-,
Analyse- und Erkenntnisgegenständen der Wirtschaftssta-
tistik orientiert sich damit nicht länger allein an dem forma-
len Begriff der rechtlichen Einheit. sind die ökonomisch adä-
quaten Begriffe der statistischen Einheiten der Wirtschaft,
einschließlich komplexer Unternehmen und Unterneh-
mensgruppen. Aus der Sicht der Monopolkommission be-
deutet dieser Aspekt – neben der Öffnung von Datenquel-
len außerhalb der amtlichen Statistik12 – einen weitreichen-
den Paradigmenwechsel.

Die Konsequenzen für die amtliche Statistik erstrecken sich
über die Konzentrations- und Unternehmensgrößenstatis-
tik hinaus auch auf die allgemeine Unternehmensstatistik,
die Außenhandelsstatistik infolge des Intrahandels interna-
tionaler Konzerne, die Finanzstatistik in Bezug auf den An-
teil öffentlich bestimmter Fonds, Einrichtungen und Unter-
nehmen, die Mittelstandsstatistik in Bezug auf den Anteil un-
abhängiger Eigentümerunternehmen sowie die Ergebnisse
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in Bezug auf
die Relation der Sektoren. Die Konsequenzen betreffen nicht
nur die Gemeinschaftsstatistik, sondern induzieren auch
eine stärkere Harmonisierung, Ergänzung und damit Quali-
tätsverbesserung der unterschiedlichen amtlichen statisti-
schen Systeme der Mitgliedstaaten unter den jeweils ge-
gebenen rechtlichen, institutionellen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen. 

Dieser Prozess wird nicht in naher Zukunft abgeschlossen
sein und verlangt von den Mitgliedstaaten erhebliche An-
strengungen. Auf europäischer Ebene sind die noch offe-
nen Fragen zur Methodik und Operationalisierung der Kri-
terien zur Erfassung von Unternehmensgruppen und kom-
plexen Unternehmen möglichst sachgerecht und operatio-
nal, einvernehmlich und kohärent, rasch und abschließend
zu klären (OECD 2001; Istituto Nazionale di Statistica (ISTAT)
2001).

Kooperation Statistisches Bundesamt – Monopol-
kommission

Neue gesetzliche Regelungen in Deutschland

Die deutsche Bundesregierung hat dem Gesetzgeber die
EG-Unternehmensregister VO Nr. 2186/93 bereits 1992 mit
der Begründung vorgelegt, dass »Informationen über die
Struktur der Unternehmen und Unternehmensgruppen, ins-
besondere über Fusions-, Übernahme- oder Verschmel-
zungsmaßnahmen zur Verfügung stehen müssen ».13

Die deutsche Bundesregierung hat jedoch die seit 1993 in
den europäischen Verordnungen hierzu eröffneten statis-
tikrechtlichen Entscheidungsspielräume aufgrund verschie-
dener rechtlicher und administrativer Bedenken nicht aus-

geschöpft. Seit Anfang des Jahres 2001 besteht eine klare
Rechtslage:

– Durch eine Novellierung von § 47 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) wird dem Statisti-
schen Bundesamt die gesetzliche Pflicht auferlegt, in Zu-
sammenarbeit mit der Monopolkommission Unterneh-
mensverbindungen bei der konzentrationsstatistischen
Aufbereitung der amtlichen Ergebnisse zu berücksichti-
gen.14

– Die Monopolkommission gewinnt die Angaben zur Ka-
pitalverflechtung der Unternehmen aus allgemein zu-
gänglichen amtlichen und privaten Datenquellen.

– Sie bereitet die Angaben nach kontrollierten Gruppen
von Unternehmen einschließlich komplexer Unter-
nehmen15 auf und stellt die Ergebnisse der amtlichen
Statistik zur Verfügung.

– Das Statistische Bundesamt verknüpft die Angaben
zur Gruppenzugehörigkeit der einzelnen Unternehmen
mit den von ihr erhobenen Merkmalen (Umsatz, Be-
schäftigte u.a.) der Unternehmen.

Die Beschaffung der Verflechtungsdaten führt zu keinen
zusätzlichen Erhebungen und Belastungen der Wirtschaft.
Verfassungsrechtliche Grundsätze werden gewahrt: Die
Aufbereitung der Daten dient ausschließlich statistischen
Zwecken, das Statistikgeheimnis und der Datenschutz
sind gesichert, Statistik und Verwaltungsvollzug bleiben
getrennt.

– Der Deutsche Bundestag hat die Monopolkommission
und das Statistische Bundesamt aufgefordert, bis zum
31. Dezember 2001 den Bundestagsausschüssen für Fi-
nanzen sowie für Wirtschaft und Technologie bis Ende
des Jahres 2001 einen gemeinsamen Erfahrungsbericht
vorzulegen und hierin zu zwei Punkten Stellung nehmen:16

– »Die mit der Auslegung und Anwendung der neuen
Regelung gewonnen Erfahrungen und erzielten Er-
gebnisse,

12 Administrative und gerichtliche Register sowie allgemein zugängliche
Datenquellen.

13 Nr. 2 der Begründung der Bundesregierung zur Verordnung (EWG) Nr.
2186/93 in: Bundesrats–Drucksache Nr. 660/92 vom 29. September
1992.

14 Art. 4 Gesetz zur Einführung einer Dienstleistungsstatistik und zur Ände-
rung statistischer Rechtsvorschriften vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I
S. 1765); Regierungsentwurf des Gesetzes vom 7. September 2000,
BT–Drs. 14/4049; Deutscher Bundestag, Beschluss vom 10. November
2000, Plenarprotokoll 14/131 TOP 26.

15 Angaben über Kapitalverflechtungen allein erlauben keine Unterscheidung
zwischen Unternehmensgruppen und komplexe Unternehmen. Hierfür
sind zusätzliche Angaben über die Art der ökonomischen Beziehungen
zwischen den rechtlichen Einheiten erforderlich.

16 Deutscher Bundestag, Beschluss vom 10. November 2000, Plenarpro-
tokoll 14/131 TOP 26; Beschlussempfehlung und Bericht des Finan-
zausschusses zu § 47 GWB vom 25. Oktober 2000, BT–Drs. 14/4459. 
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– Vorschläge für eine ggf. erforderliche Verbesserung
oder Erweiterung der Regelung.«

Damit ist dem Parlament die Möglichkeit gegeben, sich
über die zügige Inangriffnahme der erforderlichen Arbei-
ten und ggf. bestehende rechtliche oder tatsächliche
Hemmnisse und Vorschläge zu ihrer Lösung unmittelbar
zu informieren.

In Deutschland ist der Monopolkommission und der amt-
lichen Statistik gemeinsam aufgegeben, die Aussagekraft
der Unternehmensstatistik durch die Berücksichtigung von
Unternehmensgruppen deutlich zu verbessern. Zugleich wird
den langjährigen Zielvorstellungen der Europäischen Union
Rechnung getragen, die Entscheidungsgrundlagen für eine
rationale Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik an den tat-
sächlichen Strukturen der Wirtschaft zu orientieren.

Das nun geltende Verfahren wird von der deutschen Bundes-
regierung ausdrücklich begrüßt und unterstützt (Bundesre-
gierung 2001, Tz. 1 f, 30–36):  »Die Erfassung von Unter-
nehmensgruppen erfordert ein reibungsloses Zusammenwir-
ken von Statistischem Bundesamt ... und der Monopolkom-
mission ... . Die Bundesregierung ... ist zuversichtlich, dass
nunmehr die rechtliche Voraussetzungen für eine realitätsna-
he statistische Erfassung von komplexen Unternehmen und
Unternehmensgruppen geschaffen worden sind, wie sie zu
Recht von der Monopolkommission angemahnt worden sind«
(Bundesregierung 2001, Tz. 36). Finanziell ist das Vorhaben
durch das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf-
ten über eine Beihilfe der Europäischen Union17 sowie durch
Mittel aus dem deutschen Bundeshaushalt18 abgesichert.

Monopolkommission

Die deutsche Monopolkommission ist ein unabhängiger wett-
bewerbspolitischer Sachverständigenrat. Er ist Teil des Öf-
fentlichen Dienstes, aber nicht in den Behördenaufbau in-
tegriert. Die Kommission wurde 1973 in Zusammenhang mit
der Einführung der präventiven Fusionskontrolle in Deutsch-
land gebildet.19 Ihre Zusammensetzung, Organisation und
Aufgaben sind im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) geregelt.20

– Die Monopolkommission besteht aus fünf Mitgliedern.
Sie werden vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der
Bundesregierung für jeweils vier Jahre berufen. Die Kom-
mission ist unabhängig und nur an ihren gesetzlichen Auf-
trag gebunden.

– Der Auftrag umfasst die regelmäßige Darstellung der
Unternehmenskonzentration und deren Beurteilung un-
ter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten, die Beur-
teilung der Vorschriften über die Zusammenschlusskon-
trolle sowie Stellungnahmen zu aktuellen ordnungspoli-
tischen Fragen.

– Die zweijährlichen Hauptgutachten der Kommission wer-
den der Bundesregierung zugeleitet, die sie unverzüg-
lich dem Parlament vorlegt und in angemessener Frist
dazu Stellung nimmt. Sie werden veröffentlicht und sind
Gegenstand der parlamentarischen und der öffentlichen
Diskussion. Sondergutachten werden nach eigenem Er-
messen erstellt, im Auftrag der Bundesregierung oder
im Rahmen eines fusionsrechtlichen Verfahrens zur Er-
teilung einer Ministererlaubnis.21

Die Monopolkommission besitzt kein Enquête-Recht. Sie ist
auf allgemein zugängliche amtliche22 oder private Daten-
quellen und freiwillige Auskünfte23 angewiesen.

Kooperation Statistisches Bundesamt – Monopol-
kommission 

Die Monopolkommission ist zur Darstellung und Analyse der
Konzentration in den Wirtschaftsbereichen auf eine Koope-
ration mit der amtlichen Unternehmensstatistik angewiesen,
da nur diese über gesicherte, regelmäßige und detaillierte
Angaben über Unternehmen verfügt, die nach verschiede-
nen Merkmalen (insbesondere Umsatz, Beschäftigte, In-
vestitionen) und Wirtschaftsbereichen (Bergbau, verarbei-
tendes Gewerbe, Handel, Dienstleistungen)24 aufbereitet wer-
den. Allerdings sind diese Angaben lediglich auf die jeweils
kleinsten rechtlichen Einheiten bezogen.

Demgegenüber kann die Monopolkommission mit Hilfe nicht-
amtlicher allgemeinzugänglicher Datenquellen Angaben zum
Verflechtungsnetzwerk der einzelnen Unternehmen ermit-
teln, aus denen sich kontrollierte Unternehmensgruppen und
sonstige Verbindungen ableiten lassen. Die Angaben in den
allgemein zugänglichen Datenquellen lassen sich allerdings
nicht hinreichend exakt nach Umsätzen und Wirtschafts-
bereichen gliedern, da dies in den handelsrechtlichen Pu-
blizitäts– und Offenlegungsvorschriften nicht vorgeschrie-
ben ist.

17 Commission of the European Communities, Eurostat, Grant Agreement,
Contract No 2000.442.00002.

18 Haushaltsgesetz 2001 vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1920) zu Kap.
0908, Tgr. 01.

19 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen vom 3. August 1973 (BGBl. 1974 I. S. 875).

20 Vgl. §§ 44 – 47, § 42 Abs. 4 S. 2 GWB in der Fassung der Bekanntma-
chung der Neufassung vom 26. August 1998 (BGBl. I S. 2546), letzte
Änderung durch Art. 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I
S. 1765).

21 Zum Stand Anfang 2001 liegen 13 Hauptgutachten und 31 Sondergut-
achten vor; davon betreffen 16 Ministererlaubnisverfahren.

22 Die Standarddatenlieferungen der amtlichen Unternehmensstatistik bil-
den die Grundlage für die Darstellung und Beurteilung des Standes und
der Entwicklung der Konzentration nach Wirtschaftszweigen (Kap. I und
II sowie Statistischer Anlagenband der Hauptgutachten).  

23 Die seit Beginn der siebziger Jahre regelmäßig durchgeführten Befra-
gungen von Untermnehmen bilden die Grundlage für die Untersuchung
der jeweils 100 größten inländischen Unternehmen und Teilkonzernen
(Kap. III der Hauptgutachten).

24 Nace Rev. 1 sec. C 10–14, D 15–37, F 45, G 50–52, H 55, I 60–64, K
70–74.



– Kontakte zu den öffentlichen oder privaten Entwicklern,
Betreibern und Anbietern von Wirtschafts- und Unter-
nehmensdatenbanken und Softwarelösungen.

Von zentraler Bedeutung ist die Fähigkeit, die aus den ver-
schiedenen Bereichen resultierenden Informationen und An-
forderungen in ein konsistentes methodisches Gesamtkon-
zept einzuordnen (vgl. Übersicht).

Daher ist gegenwärtig in Deutschland eine konzentrations-
statistische Aufbereitung der Unternehmensstatistik unter
Berücksichtigung von Unternehmensverflechtungen nur
möglich, wenn die amtliche Statistik und die Monopolkom-
mission kooperieren.

Die Kooperation dient nicht allein dem gesetzlichen Auftrag
der Monopolkommission. Sie dient im Ergebnis zugleich dem
seit 1993 verfolgten Ziel der Europäischen Union, komple-
xe Unternehmen und Unternehmensgruppen als statistische
Einheiten der Wirtschaft zu in-
tegrieren. Um diese Aufgabe
langfristig weitgehend selb-
ständig wahrzunehmen,
muss die amtlichen Statistik
in Deutschland die erforder-
lichen Kapazitäten und be-
sonderen Fachkenntnisse
noch aufbauen. Die Koope-
ration mit der Monopolkom-
mission bietet daher die Mög-
lichkeit, erste Erfahrungen mit
den anzuwendenden Metho-
den, Verfahren und Daten-
quellen zu gewinnen. Sie be-
ziehen sich insbesondere auf
folgende Fachgebiete:

– allgemeine Wirtschafts-
und Wettbewerbstheorie
unter besonderer Berück-
sichtigung der Industrie-
ökonomik,

– deutsches und europäi-
sches Wettbewerbs-,
Handels-, Gesellschafts-
und Unternehmensrecht,
insbesondere zur Konzer-
norganisation, dem Con-
trolling und Rechnungs-
wesen, der Bilanzierung
und Publizität,

– mathematische Methoden
zur Analyse des Beteili-
gungsnetzwerks von
Unternehmen einschließ-
lich der erforderlichen in-
formations- und daten-
technischen Verfahren,

– Gegenstand, Evaluierung,
Nutzung und Kosten der
außerhalb der amtlichen
Statistik bestehenden Da-
tenquellen und notwendi-
gen Tools,
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Fortsetzung Übersicht: Erkenntnisziele

Zur Umsetzung der neuen sta-
tistikrechtlichen Regelungen ha-
ben der Präsident des Statisti-
schen Bundesamtes, Johann
Hahlen, und der Vorsitzende der
Monopolkommission, Martin
Hellwig, Ende 2000 eine ge-
meinsame Arbeitsgruppe einge-
richtet. Sie dient folgenden zen-
tralen Erkenntniszielen:

– Unter datentechnischen Ge-
sichtspunkten ist festzustel-
len, wie hoch der Anteil der
kontrollierten Unternehmen
ist, die mit hinreichender Si-
cherheit in den verwendeten
statistikinternen und -exter-
nen Datenquellen maschinell
identifiziert werden können.
Hiervon hängt der Umfang zu-
sätzlicher manueller Nachar-
beiten und damit die Reali-
sierbarkeit des Vorhabens
innerhalb zeitlich und finanziell
vertretbarer Grenzen ab. Der
erforderliche Aufwand kann
angesichts der großen Anzahl
der zu identifizierenden Unter-
nehmen25 erheblich sein. Aller-
dings ist er – bis auf zwischen-
zeitliche Bestandsänderun-
gen – nur einmal zu leisten,
um jedem Unternehmen für
die folgenden Recherchen ein
eindeutiges Identifizierungs-
merkmal zuzuordnen.

– Das methodische Interesse
richtet sich auf die Entwick-
lung sachlich-adäquater und
zugleich operationaler Begrif-
fe für die Merkmale  »unter-

 

 

 

25 Über die Anzahl der kontrollierten Un-
ternehmen in Deutschland liegen noch
keine exakten Angaben vor. Nach der
Konzernstrukturdatenbank der Verlag
Hoppenstedt GmbH beträgt die Anzahl
mindestens rund 30 000, nach der um-
fangreicheren, aber unter diesem Ge-
sichtspunkt noch nicht ausgewerteten
Datenbank »MARKUS« des Verbandes
der Vereine Creditreform e.V. (VVC)
könnte es sich um erheblich mehr als
100 000 handeln.
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nehmerische Kontrolle«,  »Kapitaleigner« und  »ultima-
tiver Eigner« eines Unternehmens. Das verlangt, die
theoretischen Anforderungen mit den praktischen Mög-
lichkeiten in Einklang zu bringen. Auf der Basis der ver-
fügbaren Daten bedeutet dies folgende Einschrän-
kungen:

– zwischen Kapitalbeteiligung und -anlage kann nicht
scharf zu unterschieden werden,

– der Begriff der unternehmerischen Kontrolle wird
grundsätzlich auf mehrheitlichen Anteilsbesitz be-
zogen,

– die Identifizierung eines ultimativen Eigners – der
selbst nicht mehrheitlich kontrolliert wird – ist auf die
jeweils verfügbare Datenquelle beschränkt.

Die hieraus folgenden Abweichungen der  »stylized
facts« erscheinen jedoch empirisch vertretbar (Eurostat
1996; 2000).

– Informationstheoretisch ist die Aufgabe zu lösen, aus
den verfügbaren Angaben zum Beteiligungsnetzwerk
der Unternehmen gesicherte empirische Aussagen zu
dessen Umfang, Struktur und Informationsgehalt zu
gewinnen. Dies betrifft insbesondere folgende Merk-
male:

– Anteil reiner Tochtergesellschaften, reiner Mutter-
gesellschaften sowie von 'Intermediates', die zu-
gleich Mutter- als auch Tochtergesellschaft sind,

– Anteil kontrollierender Beteiligungen am Eigenkapi-
tal (Grund- bzw. Stammkapital) über direkte, indi-
rekte, kumulative und zirkuläre Beteiligungsketten,

– relevante Schwellenwerte des Anteilsbesitzes zur
unternehmerischen Kontrolle (Trennung von Kapi-
talanlage und -beteiligung, Sperrminoritäten und
qualifizierte Mehrheiten, Kontrolle bei Minderheits-
beteiligung, Gemeinschaftsunternehmen, alleiniger
Anteilsbesitz u.a.),

– Struktur der ultimativen Eigner sowie der Anteil und
die wechselseitige Verflechtung der Konzernober-
gesellschaften,

– Bedeutung von Zusatzinformationen zur Kapitalbe-
teiligung über Stimmrechtsanteile, Präsenz in den
Aktionärs- bzw. Gesellschafterversammlungen,
Stimmrechtsübertragungen (z.B. Depotstimmrech-
te von Banken), personelle Verflechtungen der Kon-
trollorgane oder vertragliche Vereinbarungen (z.B.
Beherrschungsverträge).

Die Häufigkeit der unterschiedenen Fälle ist nach Mög-
lichkeit mit der Bilanzsumme, dem Umsatz oder den
Beschäftigten zu gewichten sowie nach wirtschaftlich
relevanten Kriterien zu differenzieren, insbesondere
nach Wirtschaftsbereichen, der Rechtsform, der Bör-

sennotierung oder dem Sitz der Unternehmen im In-
land oder Ausland. Hierfür sind geeignete Analysein-
strumente und Darstellungsmöglichkeiten auszuwäh-
len und ggf. neu zu entwickeln. Sie sind für die Zuver-
lässigkeit, den Realitätsbezug und die Aussagekraft der
ermittelten Ergebnisse von großer Bedeutung. Test-
rechnungen über rund 25000 deutsche Unternehmen
mit Eignern haben für 1997 gezeigt, dass dies infor-
mationstechnisch möglich ist (Kammerath 1999; 2000).

– Das wirtschaftspolitische Erkenntnisinteresse richtet
sich auf die empirische Relevanz der Ergebnisse, d.h.
das tatsächliche Gewicht, das der Gruppenbildung der
Unternehmen in der Wirtschaft und in den einzelnen
Bereichen gemessen am Konzentrationsgrad zukommt.
Möglichst exakte Angaben sind nur auf der Basis der
amtlich erhobenen, statistikinternen Einzelangaben der
Unternehmen über Umsatz, Beschäftigte etc. möglich,
wenn diese um die statistikexternen Angaben zur Grup-
penbildung der Unternehmen ergänzt werden.

Aufgabenplan

Der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Statistischen Bun-
desamtes und der Monopolkommission obliegt die Ent-
scheidung über Fragen zur Konzeption und Methodik des
Projekts sowie die Arbeits-, Ablauf-, Zeit- und Kos-
tenplanung und die zu dessen Durchführung erforderli-
chen Koordinierungsaufgaben. Sie umfassen folgende
Schritte:

– Aufbau, Aktualisierung und sukzessive Erweiterung der
Datenbasis zum Beteiligungsnetzwerk deutscher Unter-
nehmen mit Hilfe kommerzieller Datenquellen,

– Entwicklung von EDV-Programmen zur Analyse und
Aufbereitung der Angaben zum Beteiligungsnetzwerk
und der Gruppenbildung von Unternehmen,

– Auswahl einer leistungsfähigen, d.h. insbesondere feh-
lertoleranten und trennscharfen Software zur Identifi-
zierung von Unternehmen in heterogenen Datenquel-
len mit Hilfe ihres Namens und der postalischen An-
schrift (sog. Dublettenrecherche) (Feuerstack 2001),

– Nutzung einer Referenzdatenbank mit inhaltlich und
zeitlich korrekten Angaben zum Namen, der postali-
schen Anschrift und einem möglichst eindeutigen Iden-
tifikationskennzeichen, z.B. einer Unternehmens-
nummer,

– Entwicklung von EDV-Programmen zur Aggregation der
Einzelangaben der Unternehmen nach ihrer Gruppen-
zugehörigkeit und zur weiteren konzentrationsstatisti-
schen Aufbereitung,

– Berechnung der Größenstrukturen der Unternehmen
und Anbieter in den Wirtschaftsbereichen des Produ-
zierenden Gewerbe und des Handels unter Berück-
sichtigung von Unternehmensgruppen.
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Zeitplan

Die gemeinsamen Arbeiten des Statistischen Bundesamtes
und der Monopolkommission stehen teilweise noch am An-
fang.

– Gegenwärtig wird versucht, die in den amtlichen und
nicht-amtlichen Datenquellen vorliegenden Angaben über
Unternehmen mit Hilfe ihres Namens und der Anschrift
zu verknüpfen. Hierzu werden erste Testläufe zur Aus-
wahl einer geeigneten Software durchgeführt. Eine tech-
nisch, methodisch und mit vertretbarem Aufwand be-
friedigende Lösung hängt jedoch auch von der Qualität,
Aktualität und Vergleichbarkeit des Adressenmaterials im
amtlichen Unternehmensregister (URS 95) und in den pri-
vaten Datenquellen entscheidend ab.

– Kurzfristig sind erste Aussagen möglich, sobald die Unter-
nehmen in den verschiedenen Datenquellen identifiziert sind.

– Im Laufe des Jahres 2001 soll die bisher verfügbare
Datenbasis der Monopolkommission mit etwa 30 000
verflochtenen Unternehmen (Hoppenstedt 1998) durch
Einbeziehung einer weiteren kommerziellen Quelle26

erweitert werden.
– Bis Ende 2001 verlangt der Deutsche Bundestag ei-

nen ersten Erfahrungsbericht.
– Bis Mitte 2002 sind Ergebnisse auf breiter Basis für

das XIV. Hauptgutachten 2000/2001 der Monopol-
kommission vorgesehen.

– Mittel- und langfristig beabsichtigt das Statistische Bun-
desamt, die Berücksichtigung von Unternehmensgrup-
pen nicht nur für Zwecke der Monopolkommission, son-
dern auch als eigene Aufgabe wahrzunehmen. Hierzu
ist die weitere Präzisierung und Harmonisierung der sta-
tistisch-methodischen Grundlagen in der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten unerlässlich.

Implikationen für Organisation und Verfahren der
amtlichen Statistik

Entlastung der Erhebungsverfahren

Die Nutzung außerhalb der amtlichen Statistik bestehender
Datenquellen zum Verflechtungsnetzwerk der Unternehmen
bietet die Chance, die Wirtschaft und die Statistischen Äm-
ter von Befragungen zu entlasten. Dies ist möglich, wenn für
einen Verbund kontrollierter rechtlicher Einheiten (Unter-
nehmensgruppe, komplexes Unternehmen) nicht, wie bis-
her, jede einzelne rechtlich selbständige Einheit befragt wird
– im Grenzfall jeweils mehrere hundert27, – sondern lediglich
die eine zentrale Einheit, die für die Kontrolle bzw. das Rech-
nungswesen des Verbundes verantwortlich ist.

Dies hätte neben einem Entlastungseffekt den sachlichen
Vorteil, dass auch für die aus mehreren rechtlichen Einhei-
ten bestehenden komplexen Unternehmen die Möglichkeit
besteht, die für die ökonomische Einheit wesentlichen Er-
hebungsmerkmale (Umsatz, Beschäftigte, Investitionen etc.)
kohärent zu erfassen.

Statistische Geheimhaltung

Die Wahrung des Statistikgeheimnisses besitzt unter dem
verfassungsrechtlichen Aspekt des Datenschutzes und dem
pragmatischen Aspekt der Akzeptanz amtlicher Befragun-
gen in der Wirtschaft und Bevölkerung einen hohen Stellen-
wert. Die Befugnis, allgemein zugängliche Datenquellen und
insbesondere publizitätspflichtige Angaben der Unterneh-
men für statistische Zwecke zu nutzen28, kann jedoch für den
Schutzzweck, die rechtliche Ausgestaltung und die prakti-
sche Anwendung der statistischen Geheimhaltung nicht oh-
ne Folgen sein. Sie sollte grundsätzlich auf Angaben be-
schränkt werden, die von der amtlichen Statistik mit Aus-
kunftspflicht erhoben werden und nicht von den Unterneh-
men selbst veröffentlicht werden, offenkundig oder allgemein
zugänglich sind oder der Geheimhaltung nicht bedürfen.29

Wirtschaftsnummer

In Deutschland wird die Identifizierung von Unternehmen in
heterogenen Datenquellen dadurch erschwert, dass es – im
Gegensatz zu anderen europäischen Mitgliedstaaten – kein
amtlich verbindliches, einheitliches und eindeutiges Unter-
nehmenskennzeichen gibt.30 Gegenwärtig bestehen jedoch
Bestrebungen der Bundesregierung, dies einzuführen.

– Das Ministerium für Wirtschaft und Technologie hat eine
Arbeitsgruppe  »Bürokratieabbau« eingerichtet, die die
Einführung einer  »bundeseinheitlichen und behörden-
übergreifenden Wirtschaftsnummer« vorbereitet. Sie soll
bereits im Jahr 2002 in ausgewählten Regionen erprobt
und 2005 in ganz Deutschland eingeführt werden.31

26 Verband der Vereine Creditreform. e.V., erweiterte Unternehmensdaten-
bank »Markus« (CD–ROM), Neuss.

27 Beispielsweise betrug 1995 die jeweilige Anzahl der Tochtergesellschaf-
ten der größten deutschen Konzerne mit einen Kapitalanteil von 50%
und mehr: rund 750 (Siemens AG), 500 (Daimler–Benz AG, VEBA AG)
bzw. 200 (Volkswagen AG, RWE AG).

28 Vgl. die Empfehlungen Nr. 5 als »fundamental principles of statistics«  der
Statistischen Kommission der Vereinten Nationen am 14. April 1994 so-
wie die entsprechende Empfehlung des Prinzips Nr. 4.2 des Europarats,
denen die Mitgliedstaaten auch im Namen des Rates der Europäischen
Kommission Anfang September 1997 zugestimmt haben.

29 Vgl. zu den hiermit zusammenhängen Fragen: Kommission zur Verbes-
serung der informationellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Sta-
tistik (KVI), Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung, Bonn 13. März 2001. (Kurzfassung:
http://www.bmbf.de/press01/A–Fin4_.pdf). Der vollständige Bericht er-
scheint bei der Nomos Verlagsgesellschaft Baden–Baden im August 2001.

30 Die Handelsregister–Nummer ist im vorliegenden Zusammenhang nur be-
grenzt geeignet. Von den insgesamt über 3 Mill. deutschen Unterneh-
men sind nur rund 1,2 Mill. im Handelsregister eingetragen. Zudem kann
sich die Nummer bei einer Verlegung des Sitzes eines Unternehmens in
einen anderen Gerichtsbezirk – auch innerhalb der selben Stadt – ändern.
Für Netzwerke von Unternehmen ist die Integration ausländischer Mut-
ter– und Tochterunternehmen in ein konsistentes Nummerierungssy-
stem international abzustimmen.



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  15/2001 –  54.  Jahrgang

16

– Das Justizministerium erprobt eine  »automatisierte Füh-
rung und Nutzung des Handelsregisters« sowie ein neu-
es Nummerierungssystem (Noack 2001).

Für beide Identifikationsmerkmale ist ihre Verwendung im
Behörden- und Geschäftsverkehr noch abzustimmen. Die
Initiativen stehen in Zusammenhang mit den weltweiten und
insbesondere europäischen Zielen, die Transparenz von Wirt-
schaftsdaten durch eine verbesserte Identifizierung der
Unternehmen zu erhöhen. Die registermäßige Erfassung der
wirtschaftlichen Einheiten sowie die Einführung eines ein-
deutigen und allgemein verwendbaren Identifizierungs-
merkmals werden durch Bemühungen ergänzt, allgemeine
und international akzeptierte Regeln zur Struktur der post-
alischen Anschriften32 und zukünftig voraussichtlich auch zur
Bezeichnung der Unternehmen zu entwickeln und zu har-
monisieren.

Statistische Infrastruktur

Die steigenden Anforderungen von Staat und Gesellschaft
an eine leistungsfähige, d.h. multifunktionale, effiziente und
flexible, allgemein zugängliche und transparente informa-
tionelle Infrastruktur (Hahlen 1998), können auf das in
Deutschland und in den übrigen europäischen Mitglied-
staaten bestehende amtliche statistische System auf die
Dauer nicht ohne Folgen sein.33

Der von der Europäischen Union aufgezeigte und in Deutsch-
land auf eindeutigen Rechtsgrundlagen nun beschrittene
Weg, neue Datenquellen zur Erfassung von Unterneh-
mensgruppen mit Hilfe administrativer und gerichtlicher Re-
gister sowie privater Wirtschaftsdatenbanken zu erschlie-
ßen, die Ergebnisse mit denen der amtlichen Erhebungen
zu verknüpfen und hierzu mit anderen öffentlichen Stellen,
privaten Experten und kommerziellen Anbietern eng zu ko-
operieren, weist in diese Richtung.
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